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B9-0580/2022

Entschließung des Europäischen Parlaments zum Korruptionsverdacht gegen Katar 
und zu der umfassenderen Notwendigkeit von Transparenz und Rechenschaftspflicht in 
den Organen der EU
(2022/3012(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf Artikel 83 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV), in dem Korruption und Geldwäsche als Bereiche 
besonders schwerer Kriminalität mit grenzüberschreitender Dimension aufgeführt 
werden,

– unter Hinweis auf Artikel 9 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem 
AEUV beigefügten Protokolls (Nr. 7),

– unter Hinweis auf das ordentlichen Gesetzgebungsverfahren des Parlaments betreffend 
die Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten 
der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, 
deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind (Kuwait, Katar) 
(2022/0135(COD)),

– gestützt auf Artikel 15, 21, 51, 71, 132, 198, 207 und 208 seiner Geschäftsordnung,

– gestützt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die belgische Polizei am 9. und 12. Dezember 2022 nach 
mehrmonatigen Ermittlungen Durchsuchungen in den Wohnungen verschiedener 
sozialistischer Politiker durchgeführt hat; in der Erwägung, dass diese Personen 
verdächtigt werden, an einer kriminellen Vereinigung, Geldwäsche und Korruption 
beteiligt gewesen zu sein; in der Erwägung, dass Katar die wirtschaftlichen und 
politischen Entscheidungen des Europäischen Parlaments durch die Zahlung 
beträchtlicher Geldsummen und umfangreiche Geschenke beeinflusst haben soll;

B. in der Erwägung, dass im Zusammenhang mit den Ermittlungen seine Vizepräsidentin 
Eva Kaili festgenommen wurde; in der Erwägung, dass sie von der S&D-Fraktion 
seither suspendiert ist; in der Erwägung, dass die Büros von MdEP Eva Kaili im 
Hinblick auf weitere Ermittlungen versiegelt wurden; in der Erwägung, dass die Büros 
der akkreditierten parlamentarischen Assistenten von MdEP Maria Arena und MdEP 
Marc Tarabella angeblich ebenfalls versiegelt wurden; in der Erwägung, dass auch der 
Vater von MdEP Eva Kaili mutmaßlich in den Skandal verwickelt ist; in der Erwägung, 
dass die Büros der Sekretariatsmitarbeiter angeblich ebenfalls von der Polizei versiegelt 
wurden;

C. in der Erwägung, dass auch das ehemalige MdEP Pier Antonio Panzeri im 
Zusammenhang mit dem Fall festgenommen wurde, nachdem in seiner Wohnung mehr 
als 500 000 EUR Bargeld gefunden wurden; in der Erwägung, dass das ehemalige 
MdEP Panzeri Präsident der in Brüssel ansässigen nichtstaatlichen Organisation „Fight 
Impunity“ ist; in der Erwägung, dass zahlreiche Mitglieder der S&D-Fraktion und 
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anderer sozialdemokratischer Einrichtungen in dieser Organisation eine Rolle gespielt 
haben;

D. in der Erwägung, dass Mitglieder des Parlaments keine Immunität geltend machen 
können, wenn sie bei der Begehung einer Straftat auf frischer Tat ergriffen werden;

E. in der Erwägung, dass die MdEP Eva Kaili, Marc Tarabella und Alessandra Moretti – 
allesamt Mitglieder der S&D-Fraktion und keiner von ihnen Mitglied oder 
stellvertretendes Mitglied des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 
(LIBE) – bei der Abstimmung im LIBE-Ausschuss alle für die Visaliberalisierung für 
katarische Staatsangehörige gestimmt haben (2022/0135(COD));

F. in der Erwägung, dass MdEP Eva Kaili in ihrer Rede vom 21. November 2022 im 
Parlament die Menschenrechtsbilanz Katars verteidigt und das Land als Vorreiter bei 
den Arbeitnehmerrechten gelobt hat, weil es beschlossen habe, ein Bürgschaftssystem 
für Arbeitsmigranten abzuschaffen1;

G. in der Erwägung, dass MdEP Marc Tarabella von sich aus seine Mitgliedschaft in der 
S&D-Fraktion suspendiert hat; in der Erwägung, dass MdEP Maria Arena als 
Vorsitzende des Unterausschusses Menschenrechte zurückgetreten ist; in der Erwägung, 
dass MdEP Pietro Bartolo als Berichterstatter für das Dossier zur Visaliberalisierung für 
katarische Staatsangehörige zurückgetreten ist; in der Erwägung, dass MdEP Andrea 
Cozzolino als Koordinator der S&D-Fraktion für dringliche Fälle von Verletzungen der 
Menschenrechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit (nach Artikel 144 der 
Geschäftsordnung) zurückgetreten ist;

H. in der Erwägung, dass die Kommission bereits vor Beginn des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine ein Abkommen zur Erhöhung der Einfuhren von 
Flüssigerdgas (LNG) aus Katar anstrebte; in der Erwägung, dass Katar seine LNG-
Produktion langfristig größtenteils anderen Parteien zugesichert hat;

I. in der Erwägung, dass Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen es in einem 
Pressebriefing am Montag, 12. Dezember 2022, abgelehnt hat, Fragen zu den 
Beziehungen ihres Vizepräsidenten Margaritis Schinas zu Katar zu beantworten; in der 
Erwägung, dass Kommissionsmitglied Schinas bei der Eröffnungszeremonie der FIFA-
Weltmeisterschaft im vergangenen Monat die EU vertrat und von Mitgliedern des 
Europäischen Parlaments wegen seiner in den letzten Monaten abgesetzten Tweets 
kritisiert wurde, in denen er Katars Arbeitsmarktreformen lobte;

J. in der Erwägung, dass das Parlament es wiederholt versäumt hat, die Anwendung der 
Vorschriften zur Bekämpfung der Geldwäsche auf nichtstaatliche Organisationen zu 
beschließen, indem es es abgelehnt hat, den Anwendungsbereich der bestehenden 
Vorschriften entsprechend auszuweiten;

1 https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/CRE-9-2022-11-21-INT-1-137-0000_DE.html



PE738.909v01-00 4/5 RE\1269074DE.docx

DE

1. bringt seine tiefe Besorgnis über die Berichte über Korruption, Bestechung, Geldwäsche 
und Ermöglichung ausländischer Einflussnahme durch sozialistische Politiker im 
Europäischen Parlament zum Ausdruck; verurteilt entschieden jede Form der 
Einmischung aus dem Ausland in den europäischen Organen und verurteilt die 
Tatsache, dass sich insbesondere die S&D-Fraktion von Akteuren eines Nicht-EU-
Landes hat infiltrieren lassen;

2. ist der Auffassung, dass bisher lediglich die Spitze des Eisbergs entdeckt wurde; 
erachtet die derzeitigen Erkenntnisse als skandalös und belastend und beauftragt seine 
Präsidentin, ein unabhängiges Gremium für die Untersuchung des Falls einzurichten; 
fordert, dass diese Untersuchung eine gründliche Untersuchung der Lobbytätigkeiten 
Katars in Form eines umfassenden schriftlichen Berichts umfasst, in dem alle Treffen 
mit katarischen Amtsträgern und Vertretern aufgeführt sind und die bestehenden 
Anreize für ehemalige MdEP analysiert werden, unter dem Deckmantel nichtstaatlicher 
Organisationen Lobbyarbeit zu betreiben, sowie eines ausführlichen schriftlichen 
Berichts über das Verfahren, das zu dem Bericht des LIBE-Ausschusses über 
Drittländer geführt hat, deren Staatsangehörige der Visumpflicht unterliegen oder von 
ihr befreit sind (2022/0135(COD));

3. weist darauf hin, dass gemäß Artikel 9 des Protokolls (Nr. 7) bei Ergreifung auf frischer 
Tat die Unverletzlichkeit nicht geltend gemacht werden kann; hebt die Unverletzlichkeit 
derjenigen Mitglieder auf, gegen die Ermittlungen laufen, die aber nicht auf frischer Tat 
ergriffen wurden, wenn es um die Begehung einer Straftat geht;

4. kommt zu dem Schluss, dass die Unabhängigkeit des Europäischen Parlaments schwer 
beeinträchtigt wurde; besteht darauf, dass eine gründliche Untersuchung durchgeführt 
wird; nimmt das Scheitern der Sonderausschüsse zu Einflussnahme aus dem Ausland 
auf alle demokratischen Prozesse in der Europäischen Union, einschließlich 
Desinformation (INGE und ING2) zur Kenntnis und fordert daher den Rücktritt des 
Vorsitzenden des ING2-Ausschusses; beharrt darauf, dass ein neuer 
Untersuchungsausschuss nach Artikel 208 der Geschäftsordnung eingesetzt wird, der 
die politische Verantwortung feststellt, bewertet, welche Dossiers durch diese 
Einflussnahme aus dem Ausland und demokratische Manipulation möglicherweise 
beeinträchtigt wurden, die genaue Rolle nichtstaatlicher Organisationen und anderer 
Interessenvertreter in Gestalt von Menschenrechtsverteidigern überprüft und prüft, wie 
diese Probleme behoben werden können; stellt fest, dass auch ein ehemaliges Mitglied 
an dem Skandal beteiligt war, und beauftragt den neuen Untersuchungsausschuss, zu 
prüfen, ob es in der vorangegangenen Wahlperiode Dossiers gegeben hat, die 
möglicherweise beeinträchtigt wurden; fordert ferner nachdrücklich, dass untersucht 
wird, ob auch in anderen Fällen gegen die Grundsätze der Transparenz und den 
Verhaltenskodex verstoßen wurde;

5. beauftragt seine Präsidentin, alle möglicherweise betroffenen Dossiers und insbesondere 
jenes betreffend die Visaliberalisierung für katarische Staatsangehörige 
(2022/0135(COD)) für nichtig zu erklären; beauftragt den LIBE-Ausschuss, gemäß 
Artikel 51 der Geschäftsordnung einen neuen Berichterstatter für das oben genannte 
Dossier zu benennen und mit dem Verfahren von vorne zu beginnen; schlägt vor, ein 
gesondertes ordentliches Gesetzgebungsverfahren für die Visaliberalisierung mit 
Kuwait einzuleiten;
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6. weist alle Mitglieder an, unverzüglich alle Beziehungen zu Katar oder den beteiligten 
nichtstaatlichen Organisationen und alle Vorteile, die sie von Katar oder den beteiligten 
nichtstaatlichen Organisationen erhalten haben, offenzulegen; weist alle Berichterstatter 
und Schattenberichterstatter an, ihre bisherigen Treffen mit Amtsträgern und Vertretern 
Katars und den beteiligten nichtstaatlichen Organisationen offenzulegen; fordert, dass 
Katar und den beteiligten nichtstaatlichen Organisationen untersagt wird, Lobbyarbeit 
zu betreiben, und dass sie aus dem Lobbyregister gestrichen werden;

7. stellt mit Besorgnis fest, dass einige Mitglieder, nämlich MdEP Eva Kaili, MdEP Marc 
Tarabella und MdEP Alessandra Moretti, an der Abstimmung im LIBE-Ausschuss über 
das Dossier teilgenommen haben, ohne Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder 
dieses Ausschusses zu sein; fordert eine Untersuchung der Beweggründe für diese 
Vertretungen;

8. stellt mit Besorgnis fest, dass in den Sitzungen der Schattenberichterstatter eine 
Verbindung zwischen dem Gasabkommen mit Katar und der Visaliberalisierung für 
Katar erörtert wurde; betont, dass der Berichterstatter keine Treffen mit der 
Kommission oder mit Amtsträgern oder Vertretern Katars offengelegt hat;

9. ist der Ansicht, dass der Bedarf der EU an Erdgas die Qualität ihrer Rechtsvorschriften 
gefährdet; bedauert den Zusammenhang zwischen den vermeintlichen Werten der EU 
und ihrer Handelspolitik insofern, als die Handelspolitik der EU ihre Rechtsvorschriften 
offenbar einseitig und eigennützig macht, wodurch die Anmaßung der EU in Bezug auf 
die Werte, die sie vorgibt zu wahren, offenkundig wird;

10. fordert, dass die am Skandal beteiligten Mitglieder des Parlaments und Bediensteten 
unverzüglich und bis zum Abschluss der Untersuchungen suspendiert werden; besteht 
darauf, dass Vizepräsidentin Kaili gemäß den in Artikel 15 seiner Geschäftsordnung 
festgelegten Grundsätzen ersetzt wird;

11. fordert die Kommission auf, zu prüfen, ob diese Vorfälle durch die Ausweitung des 
Anwendungsbereichs der Vorschriften zur Bekämpfung der Geldwäsche und 
insbesondere durch die Einbeziehung nichtstaatlicher Organisationen verhindert worden 
wären;

12. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.


